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1. Allgemeines 

Das Ministerkomitee des Europarats hielt am 
16. Dezember in Paris seine 49. Sitzung ab. In Ver- 
bindung damit fand am 17, Dezember ein Kolloquium 
mit Mitgliedern der Beratenden Versammlung statt. 
Das Ministerkomitee befaßte sich eingehend mit 
Fragen der Europäischen Zusammenarbeit vor dem 
Hintergrund des sich abzeichnenden Beitritts Groß- 
britanniens, Dänemarks, Norwegens und Irlands zu 
den EG sowie mit Stand und Entwicklung der Ost- 
West-Beziehungen. Die Minister erörterten außer- 
dem Fragen der Errichtung des europäischen Jugend- 
werkes und faßten einstimmig den grundsätzlichen 
Beschluß, ein unter der Schirmherrschaft des Europa- 
rats stehendes Jugendwerk zu schaffen, das auch 
europäischen Nichtmitgliedstaaten offenstehen soll. 
Die Aussprache machte allerdings deutlich, daß sich 
hinsichtlich der Form und der Arbeitsweise des 
Jugendwerkes noch keine einheitliche Auffassung 
herausgebildet hat. Das Ministerkomitee regelte 
überdies Fragen, die sich aus den Beziehungen zwi- 
schen dem Europarat und den Fachkonferenzen auf 
Ministerebene ergeben. 

Im Kolloquium der Minister mit den Mitgliedern der 
Beratenden Versammlung bildeten Strukturprobleme 
künftiger europäischer Zusammenarbeit den Haupt- 
gegenstand der Beratungen. Auf deutscher Seite 
nahm Staatssekretär Frank teil. 

Auf der Ebene der Ministerbeauftragten tagte das 
Ministerkomitee im Berichtszeitraum siebenmal (202. 
bis 208. Sitzung). 

Die Beratende Versammlung des Europarats hielt 
den zweiten Teil ihrer 23. Sitzungsperiode vom 4. bis 
8. Oktober 1971 und den 3. Teil vom 9. bis 16. Ja- 
nuar 1972 ab. Im Mittelpunkt der Beratungen im 
Oktober stand die zukünftige Rolle des Europarats 
und die Abgrenzung seiner Tätigkeiten gegenüber 
den anderen europäischen Organisationen. Schwer- 
punkt der 3. Sitzungsperiode im Januar 1972 bilde- 
ten die Ost-West-Beziehungen. 

Am 21. Januar 1972 wurde dem britischen Premier- 
minister Heath vor der Beratenden Versammlung 
durch deren Präsidenten der ihm von der Stiftung 
F.V.S. Hamburg verliehene „Preis für Staatskunst" 
überreicht. Zu den Gästen des Festaktes gehörte 
auch der Präsident des deutschen Bundestages, Kai- 
Uwe von Hassel. 

Auf der Januar Sitzung 1972 wurde Hannsheinz 
Bauer, MdB, zum Vizepräsidenten der Beratenden 
Versammlung anstelle von Dr. Schulz, MdB, gewählt. 
Nachfolger des ausscheidenden Kanzlisten (Greffier) 
Dr. Schloesser wurde im Oktober 1971 der Engländer 
John Priestman. Alterspräsident Prof. Dr. Carlo 
Schmid verabschiedete im Januar 1972 vor der Be- 
ratenden Versammlung deren Präsidenten, Prof. 
Olivier Reverdin, dessen Amtsperiode mit Ablauf 
der 23. Sitzungsperiode zu Ende geht. 

Vor der Beratenden Versammlung erstatteten im 
Oktober 1971 der schwedische Außenminister Wick- 
mann und im Januar 1972 der schweizerische Au- 
ßenminister Gräber in ihrer Eigenschaft als jeweils 


j amtierende Vorsitzende des Ministerkomitees den 
Bericht über dessen Tätigkeit. 

Vor der Beratenden Versammlung, die sich tradi- 
tionsgemäß auch als Forum versteht, wo Nichtmit- 
glieder ihre Auffassung zu wichtigen politischen Pro- 
blemen darlegen können, legte am 7. Oktober 1971 
der israelische Außenminister Abba Eban die Vor- 
stellungen seiner Regierung für eine Friedensrege- 
lung im Nahen Osten dar. Als Berichterstatter der 
Europäischen Verkehrsministerkonferenz sprach am 
5. Oktober 1971 vor der Beratenden Versammlung 
i der spanische Minister für öffentliche Arbeiten, 
Senor Fernandez de la Mora. 

Die Januarsitzung zeichnete sich durch eine beson- 
ders hohe Zahl von Gastrednern aus: Der Bundes- 
minister des Innern, Hans Dietrich Genscher, sprach 
I zu Fragen des Umweltschutzes, der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Josef 
Ertl, über Probleme europäischer Agrarpolitik, der 
I österreichische Außenminister Dr. Kirchschläger zu 
Fragen der europäischen Einigung aus der Sicht 
: seines Landes und der irische Justizminister Des- 
i mond O'Malley im Zusammenhang mit einem Ent- 
schließungsentwurf über Waffenkontrolle zur Lage 
in Nordirland. 

Im Berichtszeitraum wurden die Überlegungen zum 
Neubau des Sitzes des Europarats fortgeführt, von 
I dem auf der Dezembertagung des Ministerkomitees 
! in Paris ein neues, den vorhandenen Mitteln ange- 
paßtes Modell vorgestellt werden konnte. Beim 
Sekretariat bestehen allerdings Bedenken, daß der 
Neubau mit dem noch im Frühsommer 1972 begon- 
nen werden soll, nicht ausreichen wird, um die not- 
wendigen Büroräume zu bieten. Möglicherweise 
wird es erforderlich sein, einen Ausbau über den 
jetzt geplanten Rahmen hinaus ins Auge zu fassen, 
um insbesondere den durch die Erweiterung der EG 
gestiegenen Raumbedürfnissen des Europäischen 
Parlaments Rechnung zu tragen. 


IL Politische Fragen 

1. Die europäische Integration 

Die Erweiterung der europäischen Gemeinschaften 
durch den Beitritt von vier Mitgliedern des Europa- 
rats - Großbritannien, Irland, Norwegen und Däne- 
mark - und ihre Auswirkung auf die Arbeit in 
Straßburg sowie Strukturfragen künftiger euro- 
päischer Zusammenarbeit haben die Organe des 
Europarats im Berichtszeitraum nachhaltig beschäf- 
tigt. Generalsekretär Toncic-Sorinj legte dazu in 
einem Memorandum vom 15. September 1971 und in 
einer Erklärung vor der Beratenden Versammlung 
im Oktober 1971 dar, daß der Europarat die euro- 
päische Organisation bleibe, die alle europäischen 
Staaten mit demokratischer Verfassung zusammen- 
schließe. 

In der lebhaften Aussprache der Beratenden Ver- 
sammlung zu diesem Punkt wurde auf ihrer Oktober- 
sitzung wiederholt unterstrichen, daß nach der Er- 
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Weiterung der europäischen Gemeinschaften noch 
sorgfältiger als bisher darauf geachtet werden 
müsse, Überschneidungen der Tätigkeitsbereiche im 
Verhältnis zu den anderen europäischen Organisa- 
tionen zu vermeiden. 

In der Aussprache mit den Parlamentariern auf der 
49. Sitzung des Ministerkomitees wies Staatssekre- 
tär Dr. Frank auf den Unterschied zwischen den Ge- 
meinschaften, die die nationale Souveränität durch- 
brächen, und dem intergouvernemental ausgerichte- 
ten Europarat hin. Die Frage des Verhältnisses zwi- 
schen den beiden Organisationen werde sich im Zuge 
fortschreitender Entwicklung der Gemeinschaften als 
kontinuierliches Problem immer wieder neu stellen. 
Dabei gehe es weniger um Arbeitsteilung als viel- 
mehr um die Herausarbeitung von Schwerpunkten 
im Sinne gegenseitiger Ergänzung. Staatssekretär 
Frank unterstrich die Bedeutung des Europarats als 
der politischen Plattform aller freien Länder Europas. 
Diese Funktion könne der Europarat um so wirk- 
samer erfüllen, als er mit Tagesfragen der Gemein- 
schaft nicht belastet sei. 

In ihren Ansprachen vor der Beratenden Versamm- 
lung im Januar 1972 legten die Außenminister der 
Schweiz und Österreichs dar, daß die neutralen 
Länder, die den EG nicht angehören werden, nach- 
haltig daran interessiert sind, daß der Europarat 
seine Aufgaben als Stätte des politischen Dialogs 
auch mit Nichtmitgliedstaaten und als Instrument 
der europäischen Zusammenarbeit in Zukunft weiter 
wahrnimmt. 


2. Ost-West-Beziehungen 

Die Regelung der Ost-West-Beziehungen und im 
Zusammenhang damit die Deutschland- und Ost- 
politik der Bundesregierung nahmen auf der Okto- 
ber- und vor allem Januarsitzung der Beratenden 
Versammlung breiten Raum ein. In der nach zwei- 
tägiger Debatte am 25. Januar 1972 bei einigen Ge- 
genstimmen und Enthaltungen angenommenen Emp- 
fehlung 662 begrüßte die Versammlung das Berlin- 
abkommen, das ihr Bedingung einer Entspannung in 
Europa zu sein scheint. Sie brachte ferner ihre Auf- 
fassung zum Ausdruck, daß eine Verbesserung im 
Ost-West-Verhältnis durch das Inkrafttreten des 
Berlinabkommens sowie die Verträge, die die Bun- 
desregierung mit der Sowjetunion und Polen unter- 
zeichnet hat, noch weiter gefördert werden könne. 

Vor dem Ministerkomitee erläuterte der Parlamen- 
tarische Staatssekretär Moersch auf dessen Dezem- 
bersitzung 1971 die Bemühungen der Bundesregie- 
rung, zur Entspannung im Ost-West-Verhältnis bei- 
zutragen und zu einem modus vivendi mit der DDR 
zu kommen. Er ging in diesem Zusammenhang näher 
auf das Transitabkommen sowie die Vereinbarun- 
gen zwischen dem Berliner Senat und Ostberlin ein 
benutzte die Gelegenheit, um den Mitgliedstaaten 
des Europarats für ihre Unterstützung unserer Be- 
mühungen, zu einem geregelten Verhältnis mit der 
DDR zu kommen, den Dank der Bundesregierung 
auszusprechen. 


3. Europahymne 

Auf Vorschlag der Beratenden Versammlung hat das 
Ministerkomitee im Januar 1972 die „Ode an die 
Freude" aus der 9. Symphonie Beethovens als Eu- 
ropahymne bestimmt. Dabei wurde der Hoffnung 
Ausdruck gegeben, daß die Hymne in den Mitglieds- 
ländern bei Veranstaltungen mit europäischem Cha- 
rakter, besonders am „Europatag" gespielt werden 
möge. Die musikalische Überarbeitung und Ausfüh- 
rung hat Herbert von Karajan übernommen. 

4. Beziehungen zu Nichtmitgliedstaaten 

An einigen der Konferenzen und Arbeitstagungen, 
die im Berichtszeitraum unter der Aegide des Eu- 
roparats stattfanden, haben sich, wie bei früheren 
Anlässen, auch Nichtmitgliedstaaten beteiligt. 

a) Vertreter von über 100 europäischen Städten mit 
historischen Baudenkmälern trafen sich vom 19. 
bis 22. Oktober 1971 in Split (Jugoslawien) zu 
einem vom Europarat und dem Ständigen Jugo- 
slawischen Städte aus schuß gemeinsam veranstal- 
teten Symposion, um den Schutz des historischen 
Erbes betreffende Probleme zu erörtern. In einer 
abschließenden Erklärung unterstrichen die Dele- 
gierten die bedeutsame Rolle, die den Kommu- 
nalbehörden auf diesem Sektor zufällt. 

b) Vom 30. November bis 2. Dezember 1971 trat in 
Straßburg die 9. Konferenz der Direktoren der 
kriminologischen Forschungsinstitute zusammen, 
an der auch Beobachter aus Finnland und Israel 
teilnahmen. 

c) Etwa 20 europäische Länder waren vertreten auf 
den „Journees eureau", einer Konferenz über den 
Schutz der Süßwasserreserven, die der Europarat 
vom 29, Februar bis 3. März 1972 in Straßburg 
abhielt. Unter den Teilnehmern befanden sich 
auch Experten aus Ungarn, Rumänien und dem 
Iran. 

d) Zusammen mit der Weltgesundheitsorganisation 
veranstaltete der Europarat in der Zeit vom 20. 
bis 24. März eine Konferenz über Verhütung und 
Behandlung von Drogensucht, an der Fachleute 
auch aus Kanada, Finnland, Israel, dem Vatikan 
und Spanien teilnahmen. überdies waren etwa 
30 internationale Organisationen, die sich mit die- 
dem Fragenkreis befassen, vertreten. 


IIL Tätigkeit des Europarats auf Einzelgebieten 

1. Recht 

a) Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

Vom 18. bis 20. Oktober 1971 veranstaltete der Euro- 
parat in Wien eine Parlamentarierkonferenz, die sich 
mit der Frage befaßte, ob die Europäische Menschen- 
rechtskonvention 20 Jahre nach ihrer Unterzeich- 
nung trotz der inzwischen eingetretenen Entwicklun- 
gen noch den von ihr beabsichtigten Schutz zu ge- 
währen in der Lage ist. Die Konferenz stellte die 
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Bedeutung heraus, die der Konvention und den auf 
ihr beruhenden Instanzen, dem Europäischen Ge- 
richtshof und der Menschenrechtskommission, für 
die Sicherung der Menschenrechte und Grundfreihei- 
ten auch in Zukunft zukommt. 

In diesem Zusammenhang ist eine Entscheidung des 
Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte zu 
Artikel 50 der Menschenrechtskonvention im Falle 
von drei belgischen „Vagabunden" von Interesse. 
Darin wird ein Anspruch auf Schadensersatz wegen 
Freiheitsentzug als grundsätzlich zulässig anerkannt 
und ausgesprochen, daß den Klägern nicht zuge- 
mutet werden könne, nochmal den nationalen 
Rechtsweg zu durchlaufen. 

b) Staatenimmunität 

Der europäische Ausschuß für juristische Zusammen- 
arbeit (CCJ) legte im Berichtszeitraum den Entwurf 
einer europäischen Konvention über Staatenimmuni- 
tät vor. Die Konvention soll Einzelpersonen die 
Möglichkeit eröffnen, gegen Handlungen eines frem- 
den Staates in einem anderen Staat vorzugehen, so- 
weit sie nicht hoheitlicher Natur sind. Der Entwurf 
nebst Zusatzprotokoll wurde von den Ministerbeauf- 
tragten angenommen; er wird bei der europäischen 
Justizministerkonferenz im Mai 1972 zur Unterzeich- 
nung aufgelegt. 

c) Gegenseitige Amtshilie in Strafsachen 

Die Ministerbeauftragten haben einen Entschlie- 
ßungsentwurf über die Anwendung der europäischen 
Konvention über gegenseitige Amtshilfe in Straf- 
sachen angenommen. Die Entschließung enthält Ver- 
besserungen, die für die praktische Anwendung der 
Konvention von Bedeutung sind. 

d) Schutz der Privatsphäre 

Die Ministerbeauftragten haben ein Expertenkomi- 
tee eingesetzt, das sich mit den Problemen des 
Schutzes der menschlichen Privatsphäre gegenüber 
elektronischen Datenbanken befaßt. Auf der ersten 
Sitzung im Mai d. J. wurde beschlossen, die Arbeit 
zunächst auf private Datenbanken, die Daten über 
Dritte liefern, zu beschränken und sich erst später 
mit den entsprechenden Einrichtungen auf dem 
öffentlichen Sektor zu beschäftigen. 

e) Diplomatenschutz 

Am 2. und 3. März 1972 hat in Paris die dritte Sit- 
zung des Ad-hoc-Ausschusses des Europarats zur 
Sicherheit der Mitglieder diplomatischer und konsu- 
larischer Vertretungen stattgefunden, an der Sach- 
verständige der Mitgliedsländer des Europarats 
(außer Island und Malta) und - als Beobachter - 
Vertreter der USA, Kanadas, Finnlands und Spa- 
niens sowie der WEU teilgenommen haben. 

Der Ausschuß befaßte sich mit Entwürfen für eine 
Konvention zum Schutz von Personen, die nach Völ- 
kerrecht eine besondere Stellung genießen, und 
nahm die Empfehlung zur Kenntnis, welche die 


Mitgliedsländer bis zum 1. April 1972 an die Völker- 
rechtskommission der Vereinten Nationen geben 
wollen, die mit der Ausarbeitung einer derartigen 
Konvention von der XXVI. Generalversammlung 
der VN beauftragt worden ist. 


2. Kultur 

a) Rat für kulturelle Zusammenarbeit (CCC) 

Im Berichtszeitraum hat der Rat für kulturelle Zu- 
sammenarbeit eine größere Zahl von Sachverstän- 
digentreffen, Seminaren und Symposien veranstaltet, 
wobei Fragen der Erwachsenenbildung und des mo- 
dernen Fremdsprachenunterrichts im Vordergrund 
standen. 

Vom 4. bis 10. März 1972 fand die 21. Sitzung des 
Rats für kulturelle Zusammenarbeit (CCC) statt. 
Hauptpunkte der Tagesordnung waren die Einfüh- 
rung von Sonderprogrammen und die künftige Zu- 
sammenarbeit mit der Europäischen Erziehungsmini- 
sterkonferenz gemäß Empfehlung 649 (1971) der 
Beratenden Versammlung. 

Die Bundesrepublik Deutschland war sowohl auf 
dieser Sitzung wie auch bei den Seminaren und 
Sachverständigentreffen vertreten. 

Auf die Empfehlung 649 der Beratenden Versamm- 
lung hin ist das Sekretariat des CCC beauftragt wor- 
den, die mit der Übertragung der Funktionen eines 
Europäischen Erziehungsbüros auf den CCC verbun- 
denen Aufgaben zu umreißen und die erforderlichen 
finanziellen und personellen Aufwendungen zu ver- 
anschlagen. Eine Arbeitsgruppe des CCC wird die 
Studie des Sekretariats prüfen und dem CCC auf 
seiner Herbsttagung berichten. 

I Hinsichtlich der Einrichtung einer Ständigen Konfe- 
renz der Europäischen Kultusminister wird der CCC 
, die Ergebnisse der Konferenz über Europäische Kul- 
turpolitik im Juni 1972 in Helsinki ab warten. 

I Auf Empfehlung 650 der Beratenden Versammlung, 
die die Gründung einer Europäischen Teleuniversität 
anregt, hat das Ministerkomitee den CCC mit der 
Erstellung einer Studie über die Durchführbarkeit 
beauftragt. Schon jetzt hat sich dabei ergeben, daß 
angesichts der Bedeutung und des Umfangs des Pro- 
jekts erst im Frühjahr 1973 mit ersten Ergebnissen 
gerechnet werden kann. Die deutsche Delegation hat 
i beim CCC angeregt, auch die Frage des Standorts 
einzubeziehen und zu prüfen, ob sich nicht andere 
und eventuell bessere Plätze als Florenz für ein sol- 
ches Institut anbieten. 

Mit den Vorstellungen der Empfehlung 611 der 
Beratenden Versammlung hinsichtlich eines Systems 
der weiterführenden Ausbildung (permanent educa- 
tion) hat sich der CCC in einer Stellungnahme ein- 
verstanden erklärt, gleidizeitig aber auf eine Reihe 
von Hindernissen bei der praktischen Durchführung 
aufmerksam gemacht, vor allem die unzureichende 
personelle und finanzielle Ausstattung für groß an- 
gelegte Projekte. Der CCC wird jedoch zwei zusätz- 
liche Steering Committees aufstellen, nämlich für 
weiterführende Ausbildung und für Erziehungstech- 
nologie. 
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b) Europäisches Jugendwerk 

Die Ministerbeauftragten wurden angewiesen, bis 
zur 50. Tagung des Ministerkomitees (Mai 1972) 
einen Satzungsentwurf zu erarbeiten, der von den 
Ministern verabschiedet werden kann. Die Beratun- 
gen über den Entwurf sind im Gange, sowohl im 
Ausschuß der Ministerbeauftragten wie in einer von 
diesem gebildeten besonderen Arbeitsgruppe. 

3. Wirtsdiaftlidie und soziale Angelegenheiten 

Der Schwerpunkt der Arbeit der Unterausschüsse 
des Ministerkomitees auf diesem Gebiet lag im Be- 
reich des Umweltschutzes; Wasserverschmutzung, 
unter besonderer Berücksichtigung des Rheins; Na- 
turschutzparks; Stadtplanung; Verbrauchers chutz. 
Im übrigen wäre hervorzuheben: 

a) Sozialer Schutz für Landwirte 

Im Februar 1972 schloß der Unterausschuß für die 
Ausarbeitung eines Europäischen Statuts zum sozia- 
len Schutz der Landwirte seine Arbeiten mit dem 
Entwurf einer Konvention ab. Der Sozialausschuß 
des Europarats wird den Entwurf auf seinen Sitzun- 
gen im April und Oktober behandeln. 

b) Pressekonzentration 

Die Ministerbeauftragten setzten einen Sachverstän- 
digenausschuß über Fragen der Pressekonzentration 
und der Möglichkeit wirtschaftlicher Hilfen für die 
Presse ein. Das Komitee hat zu diesem Problemkreis 


eine Reihe von Vertretern von Berufsorganisationen 
der Presse gehört und wird dem Ministerkomitee 
Bericht erstatten. 


IV. Zusammenfassung 

Das Schwergewicht der Tätigkeit des Europarats lag 
auch im Berichtszeitraum auf der praktischen zwi- 
schenstaatlichen Zusammenarbeit in den Bereichen 
des Rechts, der Kultur, des Sozialwesens und des 
Umweltschutzes. Daneben nahm die politische Arbeit 
großen Raum ein. 

Neben den Ost- West-Fragen war es vor allem die 
sich mit der Erweiterung der Europäischen Gemein- 
schaften und der Ausdehnung ihrer Tätigkeits- 
gebiete abzeichnende Veränderung der bisherigen 
Strukturen der europäischen Zusammenarbeit, die 
den Europarat als eine der ältesten und - mit 17 Mit- 
gliedstaaten - größten europäischen Organisation 
besonders beschäftigte. Gerade in dieser Frage be- 
stätigte die Beratende Versammlung mit der ein- 
gehenden Behandlung aller Aspekte des Problem- 
kreises erneut ihre Rolle und Bedeutung als politi- 
sches Forum der freien Staaten Europas. Die Bundes- 
regierung hat zur Frage der künftigen Struktur der 
europäischen Zusammenarbeit ihre Überzeugung 
zum Ausdruck gebracht, daß die Erweiterung der 
Gemeinschaften die Bedeutung des Europarats nicht 
schmälern wird. Nach ihrer Ansicht ergänzen sich 
beide Organisationen. 
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I. Tätigkeit des WEU-Rats 


1. Allgemeines 

Der Ministerrat tagte am 20. November 1971 in 
Paris und am 3. März 1972 in Bonn. 


2. Die Politischen Konsultationen 

Die Minister betonten in Paris und Bonn überein- 
stimmend die Bedeutung der politischen Konsultatio- 
nen im Rahmen der WEU. Wie der Bundesminister 
des Auswärtigen in Bonn hervorhob, waren sie sich 
aber auch darüber einig, daß die WEU-Konsultatio- 
nen mit denen nach dem Luxemburger Bericht über 
die politische Zusammenarbeit in Europa im Lichte 
der Ergebnisse der geplanten europäischen Gipfel- 
konferenz abgestimmt werden müssen. 

Die politischen Konsultationen konzentrierten sich 
auf die Ost- West-Beziehungen, wobei die Verknüp- 
fung der Entspannungspolitik in Europa mit Berlin- 
und Deutschland-Fragen eine besondere Rolle spielt. 
Die Minister berieten über die Lage im Mittelmeer- 
gebiet und im Nahen Osten sowie auf dem indischen 
Subkontinent. Sie erörterten die durch den Wieder- 
eintritt Chinas in die Weltpolitik veränderte welt- 
politische Konstellation. 

a) Die Konsultationen über die Ost-West-Beziehun- 
gen begannen wie üblich mit Berichten der WEU- 
Partner über den Stand ihrer Beziehungen und 
ihre politischen Kontakte mit den osteuropäischen 
Staaten. Eingehend erörtert wurden die Haltung 
der osteuropäischen Regierungen gegenüber der 
Europäischen Gemeinschaft (EG) und Fragen einer 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (KSZE). 

Bundesminister Scheel faßte in Bonn die verschie- 
denen Berichte über die osteuropäische Reaktion 
auf die Erweiterung der Europäischen Gemein- 
schaft in der Feststellung zusammen, daß die 
Staaten des Warschauer Paktes gegenwärtig ihr 
Verhältnis zur EG überprüften und damit begän- 
nen, sich auf die Tatsache einer erweiterten EG 
einzustellen. Nach den Worten des Bundesmini- 
sters muß Westeuropa bei d^r künftigen Gestal- 
tung der Ost-West-Beziehung^n alles verhindern, 
was den wirtschaftlichen Integrationsprozeß in- 
nerhalb der EG verlangsamen und alles fördern, 
was die zunehmende Integration verstärken 
könnte. 

In der Diskussion über KSZE-Fragen lehnten alle 
Sprecher in Paris eine Zweiteilung der multi- 
lateralen Vorbereitung in Botschafter-Gespräche 
und Treffen von Vizeaußenministern ab, da sie 
die sachliche Vorbereitung unnütz dramatisieren 
und der DDR nur Gelegenheit zu vorzeitiger Sta- 
tusaufbesserung geben würde. In Bonn wurde 
darauf hingewiesen, daß eine multilaterale Vor- 
bereitung nur mit Beteiligung aller Partner mög- 


lich sei. Die diplomatischen Kontakte in Helsinki 
über Verfahrensfragen seien noch keine Vorstufe 
multilateraler Vorbereitung. 

Zur Frage der Truppenverminderung (MBFR) be- 
tonte Bundesminister Scheel sinngemäß, daß sich 
eine große europäische Konferenz mit über drei- 
ßig Teilnehmern naturgemäß nur mit den allge- 
meinen Prinzipien und Kriterien der beiderseiti- 
gen ausgewogenen Truppenverminderung, nicht 
aber mit den militärisdi-tedinischen Aspekten be- 
schäftigen könne. Auch wenn man die „Blockbil- 
dung" in Europa überwinden wolle, dürfe man 
nicht verkennen, daß bei Verhandlungen über 
das Thema MBFR die Mitglieder der beiden mili- 
tärischen Systeme, die das militärische Kräftever- 
hältnis in Europa entscheidend bestimme, eine 
besondere Rolle spielen werden. 

b) Die Konsultationen über innerdeutsche Beziehun- 
gen und die internationale Steilung der DDR 
zeigten die enge Verknüpfung deutschlandpoliti- 
scher Fragen mit der allgemeinen Entwicklung 
der Ost-West-Beziehungen in Europa. Sie bewie- 
sen erneuet die volle Übereinstimmung aller 
WEU-Partner mit der Deutschlandpolitik der 
Bundesregierung. 

Nachdem der Parlamentarische Staatssekretär 
Moersch in Paris den politischen Zusammenhang 
zwischen unserem Bemühen um einen innerdeut- 
schen modus vivendi und der internationalen 
Stellung der DDR erläutert hatte, berichtete Bun- 
desminister Scheel in Bonn über den Stand unse- 
rer Bemühungen um eine Regelung des Grund- 
verhältnisses zwischen den beiden deutschen 
Staaten. 

c) In den Konsultationen über die Lage im Nahen 
Osten berichtete Staatssekretär Moersch über die 
letzten deutsch-arabischen Kontakte und wies auf 
das ägyptische Interesse hin, alte Beziehungen 
zum Westen wieder anzuknüpfen. Außenmini- 
ster Harmeis Anregung, die Haltung der west- 
europäischen Staaten in der bevorstehenden Nah- 
ostdebatte der Vereinten Nationen nach Möglich- 
keit zu koordinieren, wurde von den übrigen De- 
legationsleitern begrüßt. 

Die Minister erörterten auch den letzten Stand 
der britisch-maltesischen Stützpunktverhandlun- 
gen. Sie waren sich einig, daß die Malta-Gesprä- 
che im EG-Assoziationsrat im Lichte des Ergeb- 
nisses dieser Verhandlungen geführt werden 
sollten. 

d) Bei den Konsultationen über die Lage auf dem 
indischen Subkontinent in Paris ging es im we- 
sentlichen um humanitäre Hilfe der WEU-Partner 
für die Flüchtlinge aus dem damaligen Ost-Paki- 
stan. In Bonn wurde die Möglichkeit von Ver- 
handlungen zwischen Pakistan, Indien und Bang- 
ladesh erörtert. Es bestand Einigkeit, daß freund- 
schaftliche Beziehungen zu allen drei Staaten im 
Interesse der WEU-Partner liegen. Westeuropa 
sollte sich bemühen, durch wirtschaftliche Hilfe 
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und womöglich durch politischen Rat mäßigenden 
Einfluß auszuüben, um die Gefahr erneuter krie- 
gerischer Verwicklungen zu bannen. 

e) Die Konsultationen über China in Paris gaben 
Gelegenheit zu einem ersten Gedankenaustausch 
über den Eintritt Chinas in die Vereinten Natio- 
nen, während die Minister in Bonn bereits die 
Lage nach dem Nixon-Besuch in Peking analysie- 
ren konnten. Man war sich einig, bei allen Bemü- 
hungen um außenpolitische Zusammenarbeit 
Westeuropas Beziehungen zu China im Auge zu 
behalten. 

Zum deutsch-chinesischen Verhältnis betonte 
Bundesminister Scheel, daß Normalisierung heute 
nur direkte Aufnahme voller diplomatischer Be- 
ziehungen bedeuten könne. Die Bundesregierung 
werde diesen Schritt, für den auch China noch 
Zeit brauche, zu gegebener Zeit und nach Konsul- 
tationen mit ihren Verbündeten tun. 


3. Der Ständige Rat 

Der Ständige Rat setzte in seinen regelmäßigen Sit- 
zungen in London die politischen Konsultationen im 
Rahmen des Mandats der Minister fort. Er beantwor- 
tete die Empfehlungen 204 bis 210 der Versammlung 
und berät z. Z. über die Antworten auf Empfehlun- 
gen 211 bis 217, schriftliche Fragen 124 und 125 so- 
wie den 17. Jahresbericht an die Versammlung. 

Der im Ständigen Rat erarbeitete Vorschlag der 
WEU an die anderen „koordinierten Organisatio- 
nen" (NATO, Europarat, OECD, ELDO, ESRO), eine 
gemeinsame Expertengruppe zur Überprüfung von 
Struktur- und Personalfragen einzusetzen, ist inzwi- 
schen von den Räten der anderen Organisationen 
geprüft worden. In den Antworten wurden zusätz- 
liche Anregungen gegeben, die jetzt aufeinander ab- 
gestimmt werden müssen. 


IL Tätigkeit der WEU-Versammlung 


Auch der zweite Teil der 17. Sitzungsperiode der 
Versammlung in Brüssel vom 19. November bis 
1. Dezember 1971 wurde von der Diskussion um die 
Rolle der WEU in der künftigen Struktur West- 
europas beherrscht. Der Verlauf der Debatte bestä- 
tigte die Feststellung Harmeis, daß jede institutio- 
nelle Neuordnung im Rahmen der europäischen Eini- 
gungsbestrebungen nicht nur von den Verträgen von 
Paris und Rom, sondern auch vom revidierten Brüs- 
seler Vertrag ausgehen müsse. Sie zeigte die Ent- 
schlossenheit der Abgeordneten, an der WEU-Ver- 
sammlung als dem einzigen parlamentarischen Fo- 
rum für außen- und verteidigungspolitische Fragen 
in Europa zumindest solange festzuhalten, wie diese 
Funktion nicht voll von einem direkt gewählten Par- 


lament mit umfassender Zuständigkeit übernommen 
werden kann. 


IIL Verhältnis zwischen Rat und Versammlung 


Das jährliche Arbeitsessen des Ministerrats mit 
dem Präsidialausschuß der Versammlung in Bonn 
am 3. März 1972 gab Gelegenheit zu einem vertrau- 
lichen Meinungsaustausch über Fragen der institu- 
tionellen Neuordnung Europas und der künftigen 
Rolle der WEU. Außenminister Harmel gab der Ver- 
sammlung am 1. Dezember 1971 eine persönliche 
Vorschau auf die Europapolitik im Jahre 1972. Der 
britische Rüstungsminister Gilmour und NATO- 
; Generalsekretär Luns sprachen ebenfalls vor der 
Versammlung. 

Der Rat sah sich nicht in der Lage, der Versammlung 
von ihr beantragte zusätzliche Haushaltsmittel für 
eine Studie über die europäische Rüstungszusam- 
menarbeit zur Verfügung zu stellen. Die einzelnen 
I WEU-Partner erklärten aber ihre Bereitschaft, Unter- 
i suchungen der Versammlung auf diesem Gebiet nach 
I Möglichkeit zu unterstützen. 


IV. Tätigkeit des Rüstungskontrollamts 


Im Berichtszeitraum hat das Rüstungskontrollamt 
seine Kontrolltätigkeit anhand der ihm übermittel- 
ten statistischen Unterlagen fortgesetzt. 

Der kürzlich dem Rat der WEU zur Beschlußfassung 
vorgelegte Jahresbericht des Amtes für 1971 stellt 
unter Berufung auf die 1971 durchgeführten Be- 
stands- und Nichtherstellungskontrollen fest, daß die 
als angemessen festgestellten Bedarfsmengen an den 
auf dem europäischen Festland behaltenen Waffen- 
arten nicht überschritten worden sind und daß eine 
unzulässige Produktion von Waffen, auf deren Her- 
stellung die Bundesrepublik Deutschland verzichtet 
hat, nicht stattgefunden hat. 

Zur Vorbereitung der 1972 vorgesehenen Kontroll- 
maßnahmen haben die zuständigen Bundesbehörden 
wieder das vom Rüstungskontrollamt erbetene sta- 
tistische Zahlenmaterial zusammengestellt und dem 
Amt zugeleitet. Die Antworten auf die besonderen 
Auskunftsersuchen für das Kontrolljahr 1972 wer- 
den zur Zeit abschließend bearbeitet. 

Da das bereits im Dezember 1957 von den WEU-Mit- 
gliedern Unterzeichnete Rechtsschutzabkommen we- 
gen fehlender Ratifizierung durch einen Mitglied- 
staat noch nicht in Kraft treten konnte, bedürfen 
Kontrollen in den Produktionsanlagen nach wie vor 
der Zustimmung der betroffenen Unternehmen sowie 
der zuständigen nationalen Behörden. 
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V. Tätigkeit des Ständigen Rüstungsausschusses 

Während der Berichtszeit war der Ständige Rü- 
stungsausschuß der WEU bemüht, die europäische 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Rüstung weiter 
zu fördern, ohne dabei (z. B. gegenüber NATO-Gre- 
mien) Doppelarbeit zu leisten. Nach einer grundsätz- 
lichen Vereinbarung soll künftig versucht werden, 
die Auffassungen der WEU-Mitgliedstaaten zu Rü- 
stungsangelegenheiten, die im Rahmen der NATO 
zur Diskussion anstehen, vorher innerhalb der WEU 


I zu koordinieren. Diese Koordinierung muß im Ein- 
j zelfall von einem Mitglied beantragt werden. 

I Außerdem wurde beschlossen, die europäischen Ver- 
; teidigungsmöglichkeiten im Rüstungsbereich gründ- 
: lieber zu untersuchen-, mit dem Austausch von Infor- 
! mationen über die Kapazitäten von Forschungsinsti- 
tuten und ähnlichen Einrichtungen der einzelnen 
Mitgliedsländer wurde bereits begonnen. 

Im übrigen wurde die sachliche Arbeit in den Unter- 
gruppen fortgesetzt. 


10 



